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Nach jahrelangen Differenzen
eskalierte der Streit zwischen
vier grossen Trägervereinen
und der Quartierkoordination
Gundeldingen am vergange-
nen Dienstag. Die Interessen-
gemeinschaft Gewerbe Gun-
deldingen, der Neutrale Quar-
tierverein Gundeldingen, die
Genossenschaft der Pfarrei
Heiliggeist und das Rote Kreuz
Basel gaben ihren Austritt aus
dem Dachverein bekannt. Der
Vorstand der Quartierkoordi-
nation machte derweil klar: Er
werde die notwendigen Ge-

schäfte wei-
terführen und
den Verein
danach über-
geben.

Beatrice
Isler ist Mit-
begründerin
der Quartier-
koordination.
Zehn Jahre
lang präsidierte sie deren Vor-
stand. Mittlerweile hat sich die
CVP-Grossrätin aus dem Ver-
ein zurückgezogen. Der schwe-
lende Konflikt machte aber

auch ihr zu schaffen. «Ich bin
traurig und frustriert. Die
Quartierkoordination ist mein
Kind», sagt Isler, die insgesamt
20 Jahre lang in der Quartierar-
beit tätig war. «Aber vielleicht
musste es so kommen, damit
der Verein neu aufgesetzt wer-
den kann.»

«Schwieriger wird es
für die kleinen Vereine»
Den Austritt der vier grossen
Trägervereine versteht Isler.
«Sie können auch ohne Dach-
verein weitermachen. Schwie-

riger wird es für die kleinen
Vereine.» Diese seien ange-
wiesen auf die Arbeit der
Quartierkoordination. Isler
sagt: «Ich bedaure alles aus-
serordentlich, denn diese Que-
relen binden Kräfte, die man
wohl besser für das Quartier
einsetzen sollte.»

Die Quartierkoordination
steht auf wackligen Beinen.
Bereits Anfang 2019 wurde ih-
re finanzielle Unterstützung
durch den Kanton im Grossen
Rat diskutiert. Im Februar
reichten die Bürgerlichen ein

Budgetpostulat ein und forder-
ten, dass die beiden Stadtteil-
sekretariate und die Quartier-
koordination im Gundeli ab
2020 keine kantonalen Gelder
mehr bekommen sollten. Der
Grosse Rat lehnte den Vorstoss
ab.

Nun geht die Diskussion in
die nächste Runde. Patrick
Hafner, SVP-Grossrat und Prä-
sident der Finanzkommission,
sagt: «Meine persönliche Hal-
tung ist, dass ein solcher Dach-
verein ohne Unterstützung der
Basis sicher keine Gelder mehr

bekommen sollte.» In den
nächsten drei Wochen ent-
scheidet die Finanzkommissi-
on, ob die Quartierkoordina-
tion weiterhin finanziell
vom Kanton unterstützt wird.
Der Dachverein erhält 70 000
Franken vom Kanton sowie
30 000 Franken von der
Christoph Merian Stiftung.
«Ich gehe davon aus, dass wir
die staatliche Unterstützung
diskutieren werden», sagt
Hafner.
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Wird der Geldhahn zugedreht?
Die Finanzkommission entscheidet demnächst über die Gelder des Kantons für die Quartierkoordination im Gundeli.
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Die Basler Verkehrs-Betriebe
(BVB) mussten in den vergan-
genen 15 Jahren einige Rück-
schläge einstecken. Sexuelle
Belästigung auf Management-
ebene und Vetternwirtschaft
sind nur zwei Stichworte unter
vielen, die für Negativschlag-
zeilen und Wechsel in der Ge-
schäftsleitung sorgten. Mit der
vom Grossen Rat an die Regie-
rung überwiesenen Motion zur
Eingliederung in die Kantonal-
verwaltung wollen die Motio-
näre endlich einen Schritt nach
vorne machen – und riskieren
damit einen zurück.

«Das Rad würde durch eine
solche Eingliederung weit zu-
rückgedreht werden», sagt An-
dreas Stöckli, Verwaltungs- und
Staatsrechtsprofessor an der
Universität Fribourg. Er spricht
von der Motion, die der Basler
Grossrat erst kürzlich mit einer
Differenz von lediglich einer
Stimme angenommen hat.
Laut Motionärin Toya Krum-
menacher sollen die BVB wie-
der in die kantonale Verwal-

tung eingegliedert werden. Die
SP-Grossrätin wolle damit die
Fehler, die in der Vergangen-
heit gemacht worden seien,
wieder rückgängig machen,
wie sie gegenüber der bz kom-
mentiert.

Ein gewagtes Vorgehen,
sagt der Verwaltungsrechtsex-
perte Stöckli: «Eine zu starke
Politisierung von öffentlichen
Unternehmen hat in der Ver-
gangenheit verschiedentlich zu
Problemen geführt. Zu nennen
sind beispielsweise Kantonal-
banken, die in finanzielle Not-
lage geraten sind.» Die Rede ist
unter anderem von der Solo-
thurner Kantonalbank, die vor
rund 25 Jahren gecrasht ist.

Fragliche Doppelbelastung
für den Regierungsrat
Insbesondere die zu starke Bin-
dung an den Politikapparat
bringe Gefahren mit sich: «Die
Eingliederung kann zur Folge
haben, dass die BVB vermehrt
nach (partei-)politischen und
weniger nach betrieblichen
Überlegungen geführt werden.
Dies kann zu Ineffizienzen füh-

ren», so Stöckli. Ausserdem
zweifelt er daran, dass der Re-
gierungsrat trotz sachkundiger
Vertreter für die Unterneh-

mensführung geeignet wäre.
Nur schon wegen des vermehr-
ten Zeitaufwandes.

Eine Eingliederung laufe
klar gegen den Trend der ver-
gangenen Jahre, öffentliche
Unternehmen zu verselbststän-
digen und zu entpolitisieren.
Dies habe seine Gründe: «Eine
Wiedereingliederung der BVB
widerspricht den Grundsätzen
der guten Unternehmungsfüh-
rung, die für Unternehmen der
öffentlichen Hand auf interna-
tionaler, nationaler und kanto-
naler Ebene entwickelt worden
sind», so Stöckli.

Staatliche Subventionen
könnten entfallen
Das Vorhaben der Motionäre
könnte finanziell weitreichen-
de Folgen haben. Seit der 2009
auf Bundesebene in Kraft ge-
tretenen «Bahnreform II» ist
vorgeschrieben, welche
Rechts- und Verwaltungsfor-
men ein Verkehrsbetrieb haben
muss, um Subventionen des
Staates für den regionalen Per-
sonenverkehr zu erhalten. Die
Betriebe haben sich seither

auch angepasst: «Öffentliche
Verkehrsbetriebe, die vollstän-
dig in eine kantonale Verwal-
tung integriert sind, gibt es in
der Schweiz aktuell nicht», sagt
Michael Müller, Medienspre-
cher des Bundesamtes für Ver-
kehr (BAV).

Die BVB erhielten 2019
vom Bund rund 1,8 Millionen
Franken, mit der Eingliederung
könnte diese Zahl auf null sin-
ken. Anspruch auf Subventio-
nen hätten die BVB nur, wenn
im Verwaltungsrat oder einem
ähnlichen Organ niemand Ein-
sitz hätte, der an der Leistungs-
bestellung bei den BVB betei-
ligt ist. Dies wäre laut Stöckli
wahrscheinlich nicht der Fall:
«Zumindest der Vorsteher des
Bau- und Verkehrsdeparte-
ments dürfte diese Vorausset-
zung kaum erfüllen.» Krum-
menacher sieht die Sache lo-
ckerer. Sie sei sich bewusst,
dass hier eine gewisse Hürde
bestehe. Doch: «Ich bin davon
überzeugt, dass sich das Pro-
blem lösen lassen würde, wie
bei anderen öV-Unternehmen
auch.»

Grün fährt ins Blaue
Verwaltungsrechtsexperte Andreas Stöckli warnt vor den weitreichenden Folgen der vom Grossrat beschlossenen BVB-Eingliederung.
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Mit der Eingliederung in die kantonale Verwaltung stünde den BVB eine ungewisse Zukunft bevor. So wäre offen, ob die BVB noch Bundessubventionen erhalten würden. Bild: Juri Junkov (Basel, 1. November 2018)

«Eine solche
Eingliederung
würde das Rad
weit zurück-
drehen.»

Andreas Stöckli
Experte für Verwaltungsrecht

Die Staatsanwaltschaft wird ge-
gen einen oder mehrere ehe-
malige BVB-Kadermitarbeiter
Anklage erheben. Allerdings
verzögert sich der Abschluss
des Vorverfahrens, wie Spre-
cher Peter Gill auf Anfrage sag-
te. Dies weil einer der Beschul-
digten vor kurzem Strafanzeige
gegen ein weiteres ehemaliges
BVB-Geschäftsleitungsmitglied
eingereicht hat. Gleichzeitig
wurde die Zusammenlegung
der beiden Verfahren bean-
tragt. Weil die Staatsanwalt-
schaft Letzteres ablehnt, muss-
te das Appellationsgericht ent-
scheiden. Dieses wies die
Staatsanwaltschaft an, mit der
Anklageerhebung zu warten bis
zum definitiven Entscheid. Un-
klar ist, gegen wen Anklage er-
hoben werden soll. Im Fokus der
Ermittler stehen der ehemalige
Direktor Jürg Baumgartner und
der frühere Verwaltungsratsprä-
sident Martin Gudenrath. (hys)

BVB: Staatsanwaltschaft
will Anklage erheben


